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eine so engagierte Ombudsfrau wie Frau John im Fall der 
NSU-Hinterbliebenen darauf hinweisen kann? 

Der Verband der Beratungsstellen für Betroffene 
rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt macht 
in einem Papier, das mich gestern erreicht hat, auf ge-
nau diese Frage der Bleibeperspektive aufmerksam. All-
zu oft sind diejenigen, die in einem Strafprozess gegen 
einen rassistisch motivierten Täter aussagen könnten, 
zum Zeitpunkt des Prozesses bereits zur „freiwilligen“ 
Ausreise bewegt oder abgeschoben worden. Die strafpro-
zessualen Rechte der Betroffenen können so nicht mehr 
verwirklicht werden. Die Verurteilung des Täters wird 
massiv beeinträchtigt.

Ich weiß nicht, ob dieses Problem über das Aufent-
haltsrecht zu lösen ist, wie Sie es vorschlagen. Straf-
rechtliche Probleme über das Aufenthaltsrecht zu lösen, 
erscheint mir zumindest fragwürdig. Man kann die Situ-
ation aber auch nicht so belassen, wie sie ist. Es geht da-
rum, Schlagkraft durch die so oft erwähnte ganze Härte 
des Rechtsstaates gegen die Täter zu entfalten. Deswe-
gen brauchen wir mindestens eine Regelung, die Opfern 
rechter Gewalt zusichert, dass sie während des laufenden 
Strafverfahrens hierbleiben können. Es muss das klare 
Signal an Täter und potenzielle Täter geben: Ihr erreicht 
euer Ziel nicht! Eure Gewalt wird bestraft! 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
der Abg. Monika Lazar [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wenn bereits 
viel erreicht wurde, haben wir noch viel zu tun. Immer 
noch werden Menschen wie ich am Bahnhof so gut wie 
nie kontrolliert, Menschen mit dunklem Bart oder Kopf-
tuch aber schon eher. Dieses Racial Profiling ist nicht 
in Ordnung. Immer noch wird bei Hakenkreuzschmie-
rereien, zum Beispiel bei einem Angriff auf ein Bürger-
büro, nach einem Beleg für eine rechtsmotivierte Straftat 
gesucht, als wenn nicht die Tat an sich das Bekenntnis 
wäre. Immer noch werden Menschen, die angegriffen 
wurden, im Anschluss gefragt, wie sie die Nazis denn 
provoziert hätten, worauf sie sie angegriffen haben. Teil-
weise werden Jugendliche, die sich zum Zwecke der Ge-
walt zusammentun, auch als eventorientierte Jugendliche 
bezeichnet.

(Irene Mihalic [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: „Abenteuerlust“, wie wir gestern ge-
hört haben!)

Nein, es ist nicht erst dann jemand wirklich rechts, 
wenn er den Staat angreift. Nazis und Rassisten grei-
fen Menschen an. Deren Würde ist durch Artikel 1 des 
Grundgesetzes geschützt. Da sie geschützt ist, müssen 
wir jeden einzelnen Menschen gleich schützen.

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Frau Kollegin, denken Sie an die vereinbarte Redezeit.

(Frank Tempel [DIE LINKE]: Sie ist gut! Sie 
kann noch ein bisschen!)

Susann Rüthrich (SPD): 

Solange sich nicht alle Menschen durch Gesetze und 
Strukturen gleich geschützt fühlen, müssen wir weiter 
vermuten, dass es institutionellen Rassismus gibt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, denen, die ich ges-
tern im Untersuchungsausschuss gesehen habe, muss ich 
nicht erklären, warum ich das so betone: Unsere Aufgabe 
ist es, nicht nur staatliche Institutionen zu schützen, son-
dern Menschen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 

Als Nächste spricht die Kollegin Monika Lazar für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Fünf Jahre nach der Selbstenttarnung des NSU sind noch 
immer viele Fragen unbeantwortet. Wurde seitdem genü-
gend dafür getan, um rechten Terror künftig zu verhin-
dern? Was hat sich seitdem in den Behörden und unserer 
Gesellschaft verändert? 

Positiv ist, dass die Sensibilität für rechte Gewalt an 
vielen Stellen gewachsen ist. Die mediale Berichterstat-
tung über Rassismus und Gewalt erfolgt kontinuierlicher 
als noch vor einigen Jahren. Strukturen gegen rechts 
werden solider gefördert, auch wenn im Detail weiterhin 
Luft nach oben ist. Dennoch ist die Gefahr nicht gebannt. 
Im Gegenteil: Die aktuellen Entwicklungen geben An-
lass zur Sorge.

2015 stieg die Zahl rechter Gewalttaten laut BKA um 
mehr als 44 Prozent auf 1 485 Fälle. Die Dunkelziffer ist 
höher, wie Erhebungen aus der Zivilgesellschaft belegen. 
Neonazis schlagen immer brutaler zu. Bis Anfang Okto-
ber dieses Jahres gab es bereits elf versuchte Tötungs-
delikte und damit vier mehr als im gesamten Jahr 2015. 
Mehrere Delikte richteten sich gegen Geflüchtete und 
Migranten, die zu den Hauptzielen rechter Attacken ge-
hören.

Die Brutalisierung und Häufung rassistischer Gewalt 
kommt aus einer Gesellschaft heraus, in der die Abwer-
tung bestimmter Menschengruppen zunehmend salon-
fähig erscheint. Im Juni wurden mit der aktuellen „Mit-
te“-Studie wieder alarmierende Ergebnisse präsentiert. 
Demnach hat eine deutliche Radikalisierung stattgefun-
den, vor allem in Bezug auf Asylsuchende, Muslime 
sowie Sinti und Roma. Ein zentraler Befund der Studie 
ist die enthemmte Gewalt in den zu Rechtsextremismus 
neigenden Milieus. Diese haben in AfD und Pegida eine 
politische Heimat gefunden, sodass sie massiver und or-
ganisierter auftreten können.

Susann Rüthrich
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Wenn rechter Terror künftig verhindert werden soll, 
müssen rechtsstaatliche Möglichkeiten konsequent aus-
geschöpft werden.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Ebenso brauchen wir wirksame Maßnahmen zum Schutz 
der Menschengruppen, die besonders von Abwertung 
betroffen sind. Ein strukturierter Dialog zwischen staat-
lichen Behörden und zivilgesellschaftlichen Initiativen 
zur Bekämpfung von Rassismus und Gewalt gehört zu 
den Maßnahmen, die die Bundesregierung fördern sollte. 
Aber es gehört auch unsere gesamte Gesellschaft in den 
Blick. Rassistischer Hass und Gewalt gehen uns alle an, 
nicht nur die direkt davon Betroffenen.

Die diesjährige Friedenspreisträgerin des Deutschen 
Buchhandels Carolin Emcke sagte darüber in ihrer Dan-
kesrede – ich zitiere –:

Dieser ausgrenzende Fanatismus beschädigt nicht 
nur diejenigen, die er sich zum Opfer sucht, sondern 
alle, die in einer offenen, demokratischen Gesell-
schaft leben wollen. Das Dogma des Homogenen, 
Reinen, Völkischen verengt die Welt. … Es versieht 
die einen mit wertvollen Etiketten und Assoziatio-
nen und die anderen mit abwertenden.

Wer in einer so engen Gesellschaft nicht leben will, muss 
aktiv gegensteuern. 

Um Taten wie die des NSU zu verhindern, muss viel 
getan werden; aber es genügen nicht Überwachung und 
Repression. Notwendig sind außerdem die Stärkung der 
zivilgesellschaftlichen Kräfte, die eindeutige Distanzie-
rung von rechtspopulistischen Diskursen sowie eine le-
bensnahe Vermittlung unserer demokratischen Werte und 
politischer Bildung.

Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Ich möchte auch Dankeschön für die vorbildliche Ein-

haltung der Redezeit sagen.

Abschließender Redner in dieser Aussprache ist der 
Kollege Dr. Volker Ullrich für die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Fünf Jahre nach der Selbstenttarnung des NSU 
haben wir heute eine gute Gelegenheit, über die Aufar-
beitung und die Konsequenzen dieser Mordserie zu spre-
chen. Die Kernfrage ist, ob der Rechtsstaat, dem wir in 
diesem Lande den Begriff „wehrhafter Rechtsstaat“ zu-
billigen, sich als wehrhaft und lernend erwiesen hat. Die 
Frage ist also: Haben wir das Versprechen dieses Staates, 
zur Aufklärung beizutragen, eingehalten oder nicht? 

Der Ausgangspunkt ist die Fassungslosigkeit und das 
Entsetzen des Staates, aber auch der Zivilgesellschaft 
über diese beispiellose Mordserie. Die Aufklärung hat 
zwei wichtige Komponenten: Wir müssen und sollen 
wissen, was passiert ist, nicht im Sinne einer historisch 
richtigen Geschichtsschreibung, sondern wir sind es den 
Opfern und ihren Angehörigen schuldig, dass sie wissen, 
warum sie Opfer geworden sind und was die Beweggrün-
de für diese Taten waren. Aber der Staat hat auch zu ler-
nen, damit er zukünftig Gefahren besser erkennen kann 
und durch diese Erkenntnis der Gefahren neue Mordse-
rien möglicherweise verhindern kann. Das ist unser Auf-
trag.

Wo stehen wir heute? Wir haben einen Blick auf die 
gesamtstaatliche Aufklärungsarbeit zu werfen. In Mün-
chen geht der NSU-Prozess mittlerweile über 300 Ver-
handlungstage. Insgesamt zwölf Parlamentarische Un-
tersuchungsausschüsse in sieben Ländern und zwei im 
Bund haben zur Aufklärung beigetragen. Ich will heute 
aber auch nicht verschweigen, dass es eine große gesell-
schaftliche Beschäftigung mit dem Thema NSU gibt: im 
Bereich Kunst und Kultur, durch Filme und Theaterstü-
cke, aber auch durch das Engagement der Bürgergesell-
schaft. Auch das sollten wir an dieser Stelle würdigen. 
Bürger des ganzen Landes fragen sich, wie das passieren 
konnte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir haben uns die Frage zu stellen, wie weit wir ge-
kommen sind. Der Blick geht dabei zunächst auf die 
Empfehlungen des ersten Untersuchungsausschusses des 
Deutschen Bundestages. Dieser hat insgesamt 47 Emp-
fehlungen abgegeben. Die Empfehlungen sind breit ge-
fächert. Sie betreffen Fragen der Sensibilisierung der Be-
hörden für rassistische und rechtsextremistische Gewalt. 
Es geht um Fragen des Datenaustausches, um stärkere 
Befugnisse und, ja, auch um die Änderung unseres Straf-
rechts. Wir haben heute festzustellen – darauf kann dieser 
Bundestag stolz sein –, dass praktisch alle Empfehlungen 
umgesetzt sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dagmar Ziegler [SPD])

Wir müssen uns aber auch die Frage stellen, wie wir 
zu der tatsächlichen Aufklärung stehen. Ja, es sind noch 
Fragen offen. Wir haben bislang nicht auf alle Vorkomm-
nisse Antworten gefunden, die uns zufriedenstellen. Aber 
möglicherweise müssen wir auch akzeptieren  – selbst 
wenn wir es nicht akzeptieren wollen, weil wir innerlich 
dagegen sind –, dass vielleicht manche Fragen ungeklärt 
bleiben werden, weil es nicht mehr menschenmöglich 
ist, sie aufzuklären. Trotzdem kann ich heute sagen: Was 
dieser Staat an Aufklärung geleistet hat, das ist historisch 
und beispiellos. Diese Aufklärung beweist eine starke in-
nere Kraft unseres Staates, daraus zu lernen und es für 
die Zukunft besser zu machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir benötigen auch weiterhin eine wehrhafte Demo-
kratie und einen starken Rechtsstaat; denn die Feinde un-
serer Verfassung und eines friedlichen Zusammenlebens, 

Monika Lazar


